
Quatsch, hören Sie doch endlich auf!" 
Sicherheitspolitiker und Datenschützer müssen sich zusammenraufen 

Von Her iber t  P r an t l  

Harald von Bose, der Datenschutzbe- 
auftragte von Sachsen-Anhalt, ergriff 
als Erster das Wort und sprach sehr lang- 
sam und gemessen, wie es seine Art ist. 
Er sprach und sprach und Bundesinnen- 
-miniSter Wolfgang Schäuble (CDU), der 
auf dem Podium saß, wurde immer unru- 
higer. Schäuble fuchtelte mit seinen Pa- 
pieren, er schob sie immer schneller inei- 
nander und auseinander, als sich von Bo- 
se dem Höhepunkt seiner Rede näherte: 
In welch miserabler Lage der Daten- 
schutz in Deutschland sei, könne man da- 
ran sehen, dass törichte Formulierungen 
wie ,,Datenschutz ist Täterschutz" Ein- 
gang in die Koalitionsvereinbarung zwi- 
schen Union und SPD gefunden hätten. 
Das stimmt nun so direkt zwar nicht, es 
kann allerdings so manches dort in die- 
sem Sinn interpretiert werden. 

Ist für die Online-Durchsuchung 
eine Grundgesetzänderung 

notwendig? 
Oder genügt ein 

einfaches Gesetz? 

Bei diesem Vorwurf nun konnte Minis- 
:-?r Schäuble gar nicht mehr an sich hal- 
ten: Er schlug mit der Faust auf den 
Tisch, rief ,,Blödsinnu und hielt dem 
Mann vor, er erzähle nun seit zwanzig Mi- 
nuten ,.den größten Quatsch und einen 
Unsinn nach dem anderen". und forderte 
den Datenschützer auf, seine Papiere zu 
packen und aufzuhören. 

Solche Abqualifizierung hatte von Bo- 
se nun wirklich nicht verdient; er hatte 
eben eine ganze andere Meinung vertre- 
ten als Schäuble, der gern darauf hin- 
weist, dass sich der Staat bei der Verbre- 
chensbekämpfung nicht künstlich taub 
und blind machen dürfe. Der Datenschüt- 
zer hingegen kritisiert die Vorratsspei- 
cherung als Exempel dafür, dass 
Deutschland auf dem Weg sei in eine 
Uberwachungsgesellschaft, .,die zuneh- 
mend von Kontrollen geprägt ist". Erst- 
mals, so formulierte es der Bundesdaten- 
schutzbeauftragte Peter Schaar, .würden 
auf breiter Basis die Daten von völlig un- 
verdächtigen Personen gespeichert für 
den späteren Zugriff der Sicherheitsbe- 
hörden. Kopfschütteln bei Schäuble. 

Das war der Beginn der deutschen Ver- 
anstaltung zum Ersten Europäischen Da- 
tenschutztag, die vor ein paar Tagen in 
der Vertretung des Landes Sachsen-An- 
halt in Berlin stattfand. Ein solches miss- 

tönendes Entree war zwar nicht geplant 
- aber es zeigte recht anschaulich die 
Konfrontation zwischen Sicherheitpoliti- 
kern und Datenschützern in Deutsch- 
land. Nach der Entscheidung des Bundes- 
gerichtshofs, mit der die Online-Durch- 
suchung privater Computer zu Fahn- 
dungszwecken als gesetzlos verboten 
wurde, werden sie sich gleichwohl zusam- 
menraufen müssen - ansonsten wird es 
ein verfassun~skonformes Online-Durch- 
suchungsgesetz nicht geben können. 

Die Erlanger Strafrechtsvrofessoren 
Matthias  ahn und Hans ~ u d l i c h  vertre- 
ten soeben in einem Aufsatz in der Juristi- 
sche?~ Rundschau -gut begründet - sogar 
die Ansicht, dass ein einfaches Gesetz fiir 
die Online-Durchsuchung nicht genüge; 
es miisse dafür das Grundrecht auf Un- 
verletzlichkeit der Wohnung ein weite- 
res Mal geändert werden; die Anderun- 
gen, die seinerzeit für den ,,großen 
Lauschangriff" gemacht wurden, seien 
nicht einschlägig. 

Ein Gesetz wird jedenfalls, darü.ber be- 
steht in Politik und Rechtswissenschaft 
Einigkeit, die Vorgaben einhalten mils- 
sen, die das Bundesverfassungsgericht in 
seinem Urteil gegen den großen Lausch- 
angriff aufgestellt hat: Das Gericht hat 
dabei umfangreiche Vorkehrungen zum 
Schutz des Rechts auf infonnationelle 
Selbstbestimmung ,,im Kernbereich der 
privaten Lebensführung" verlangt: Am 

weitreichendsten war die Forderung, es 
müsse gesichert werden. dass bestimmte 
von der Wanze belauschte Gespräche gar 
nicht aufgezeichnet werden - seien es In- 
iimszenen, seien es Beratungen mit dem 
Rechtsanwalt. Bei solchen Gesprächen, 
die eines besonders hohen Schutzes be- 
dijrfer:, muss nach Forderung der Karls- 
ruher. Verfassungsrichter die Aufzeich- 
nung ausgeschaltet werden. Diese Vorga- 
ben sind bei der Online-Durchsuchung 
noch schwerer umzusetzen als beim 




